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SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
BAG Bundesamt für Gesundheit
FMH Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte
SAG Schweizer Allianz Gentechfrei
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
AIDS Acquired Immune Deficiency Syndrome
EG Europäische Gemeinschaft
BSE Bovine spongiforme Enzephalopathie (Rinderwahn)
OFRA Organisation für die Sache der Frau
FMF Für menschenwürdige Fortpflanzung
CJK Creutzfeldt-Jakob-Krankheit
DRG Diagnosis Related Groups

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

OFSP Office fédéral de la santé publique
FMH Fédération des médecins suisses
StopOGM Alliance suisse pour une agriculture sans génie génétique
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
SIDA Syndrome de l'immunodéficience acquise
CE Communauté européenne
ESB Encéphalite spongiforme bovine (maladie de la vache folle)
OFRA Organisation pour la cause des femmes
PPD Pour une procréation respectant la dignité humaine
MCJ Maladie de Creutzfeldt-Jakob
DRG Diagnosis Related Groups
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Tarifpartner sollen Tarife von Laboranalysen aushandeln. So kurz und knapp war der
Auftrag an den Bundesrat aus einer Kommissionsmotion der SGK des Ständerats, womit
ein gleicher Mechanismus wie bei den DRG und beim Tarmed übernommen werden
sollte. Eine linke Kommissionsminderheit wollte diese KVG-Änderung nicht mittragen.
Der Bundesrat beantragte ebenfalls, die Motion nicht zu unterstützen, da er Blockaden
bei den Tarifverhandlungen befürchtete, wie dies bereits beim Tarmed oder bei der
Physiotherapie zu Problemen geführt hatte. Deswegen wollte die Regierung ihre durch
das KVG eingeräumte Subsidiarität im Bereich der Tarifregelungen beibehalten und so
eine „schlanke Regelung“ weiterführen.
Das Plenum beriet diese in der Kommission mit 9 zu 3 Stimmen gefasste Motion im
November 2017 und nahm sie mit 24 zu 18 Stimmen an. Kommissionssprecher Kuprecht
(svp, SZ) führte die Beweggründe aus und verwies dabei nicht nur auf ältere Vorstösse –
seine eigene Motion (Mo. 16.3487), die er nach dieser Beratung zurückzog,
eingeschlossen –, sondern auch auf Sondierungsgespräche zwischen der FMH und den
Krankenkassenverbänden im Zuge der Beratungen ebendieser. Die vorliegende Motion
wurde unter Berücksichtigung besonderer Kritikpunkte der Verhandlungspartner als
Folge-Vorstoss formuliert. Die Gegner der Motion hielten sie für unnötig, weil, und hier
teilten sie die Meinung der Regierung, es bereits möglich sei, tiefere Tarife
auszuhandeln. Jene Tarife, die bereits geregelt sind, würden Höchstansätze beziffern
und eine Unterschreitung dieser sei in gegenseitigem Einverständnis bereits denkbar.
Überdies wurde angeregt, noch einen sich in Ausarbeitung befindlichen
Massnahmenkatalog zur Begrenzung der Gesundheitskosten abzuwarten. Die
Opposition verfing im Rat zu wenig und die Motion ging an den Nationalrat. 1

MOTION
DATUM: 29.11.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Epidemien

Da der AIDS-Forschung kurzfristig der finanzielle Kollaps drohte, sprach der Bundesrat
einen Zusatzkredit von CHF 5 Mio. und beschloss, für 1991 das Forschungsbudget
ebenfalls um CHF 5 Mio. auf CHF 8 Mio. zu erhöhen und die AIDS-Forschung analog der
Krebsforschung in seine Botschaft über die Förderung der wissenschaftlichen
Forschung 1992 bis 1995 zu integrieren. Mit dem Argument der wissenschaftlichen
Relevanz begründete Bundesrat Cotti auch die Teilnahme der Schweiz an der
Internationalen AIDS-Konferenz in San Francisco. Das BAG hatte vorgehabt, die
Konferenz – gleich wie die EG-Länder – zu boykottieren, um so gegen die restriktive
Einreisepolitik der USA gegenüber AIDS-Kranken zu protestieren. Diesen Entscheid
hatte das BAG allerdings ohne Rücksprache mit dem Departementsvorsteher getroffen;
dieser zeigte sich erstaunt ob dem Vorgehen des BAG und betonte vor dem Nationalrat,
dass in derartigen Fällen nur ihm allein die Entscheidungskompetenz zustehe. Wie weit
dieser Vorfall zum Rücktritt von BAG-Direktor Beat Roos beitrug, wurde nicht publik. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.1990
MARIANNE BENTELI

Medizinische Forschung

Dafür ausgesprochen hatten sich mit Ausnahme von AP, EDU, LP und SD alle im
Parlament vertretenen Parteien, die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen,
der Bauernverband und die Kleinbauernvereinigung, der Evangelische Kirchenbund, der
Katholische Frauenbund, die Standesorganisationen von Chemischer Industrie und
Medizin, die Kommission für biologische Sicherheit, der Bund für Naturschutz sowie
das ehemalige Initiativkomitee, welches 1987 mit der Einreichung seines
Volksbegehrens «gegen Missbräuche der Fortpflanzungs- und Gentechnologie beim
Menschen» die Diskussion überhaupt erst lanciert hatte.

Bekämpft wurde der Verfassungsartikel von der Liberalen Partei, welcher die neuen
Regelungen bereits zu restriktiv waren. Als zu permissiv wurde er hingegen von AP, EDU,
der SD und der Jungen SVP abgelehnt, ebenso von der Vereinigung «Ja zum Leben»
unter der Führung des Berner EVP-Nationalrats Zwygart, von zahlreichen
Frauenorganisationen wie der Ofra, der FraP und – abweichend von der Gesamtpartei –

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.05.1992
MARIANNE BENTELI
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vom Vorstand der CVP-Frauen, von Behindertenvereinigungen sowie vom Basler Appell
gegen Gentechnologie und der Schweizerischen Arbeitsgruppe Gentechnologie (SAG). 3

Mit rund 120'000 Unterschriften kam die von einem überparteilichen Komitee lancierte
Initiative «zum Schutz des Menschen vor Manipulationen in der
Fortpflanzungstechnologie» (Initiative für menschenwürdige Fortpflanzung FMF)
zustande. Das Volksbegehren will die künstliche Zeugung ausserhalb des weiblichen
Körpers verbieten und die Verwendung von Keimzellen Dritter für unzulässig erklären.
Die Unterschriften kamen vor allem dank den Anstrengungen der Vereinigungen «Helfen
statt töten», «Rede mitenand» und «Ja zum Leben» zustande. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.11.1994
MARIANNE BENTELI

Der Basler Appell gegen Gentechnologie verlangte ein sofortiges Moratorium für
Xenotransplantationen. Die Übertragung tierischer Organe in den Menschen berge
unabsehbare Gefahren für die ganze Menschheit in sich. Bevor gentechnisch
veränderte Organe von Tieren – namentlich von Schweinen und Pavianen – in Menschen
eingepflanzt werden, müssten erst die Risiken sorgfältig abgeklärt und auch ethische
Fragen diskutiert werden. Thematisiert wurde auch der problematische Umgang mit
menschlicher Plazenta, welche seit Jahren ein begehrter Rohstoff der Kosmetik- und
Heilmittelindustrie ist. Hier wurde insbesondere auf die Gefahr einer Ansteckung mit
der dem Rinderwahnsinn (BSE) verwandten Creutzfeldt-Jakob-Krankheit hingewiesen.
Eine Motion Goll (frap, ZH; Mo. 96.3364) übernahm die Forderung nach einem
zehnjährigen Moratorium. Auf Antrag des Bundesrats wurde sie mit 109 zu 58 Stimmen
abgelehnt.

Auch das Zentrallabor des Schweizerischen Roten Kreuzes traf Massnahmen, um CJ-
Ansteckungen über Blutprodukte möglichst auszuschliessen; Personen, in deren
familiärem Umfeld eine CJ-Erkrankung vorgekommen ist, werden von der Blutspende
ausgeschlossen. 5
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